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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Firma Aldi Süd betreibt am Standort 
Hauptstraße im Stadtteil Gersweiler bereits 
einen Lebensmittelmarkt mit einer Ver-
kaufsfläche von derzeit 951 qm. Da die 
heutige Filiale in die Jahre gekommen ist, 
plant der Vorhabenträger eine Standorter-
tüchtigung und die Vergrößerung der Ver-
kaufsfläche auf 1.000 qm. Der Ersatzneu-
bau soll an den aktuellen Gebäudetyp des 
Vorhabenträgers angepasst werden. Der 
zurzeit vorhandene Markt wird abgerissen. 
Im Bereich des heutigen Marktes erfolgt die 
Anlage der Parkplatzfläche. Bei der vorge-
sehenen Erhöhung der Verkaufsfläche um 
etwa 5% sind keine negativen Auswirkun-
gen auf das Nebenzentrum Burbach zu er-
warten.

Aus betrieblicher Sicht ergibt sich die Not-
wendigkeit zur Optimierung der bestehen-
den Filiale und Steigerung der Attraktivität 
des Marktes (Verbesserung der Barrierefrei-
heit und der Logistik). Eine Erweiterung der 
Verkaufsfläche ist erforderlich, um das aktu-
elle Sortiment der Firma ALDI weiterhin an-
bieten zu können und gleichzeitig den ver-
änderten Anforderungen der Kunden ge-
recht zu werden. Die Erweiterung dient so-
mit nicht der Ausweitung des Sortimentes, 
sondern insbesondere der Optimierung be-
trieblicher Abläufe sowie der Verbesserung 
der Warenpräsentation und Barrierefreiheit. 

Durch die bauliche Erweiterung ergibt sich 
darüber hinaus die Möglichkeit der Um-
strukturierung der Verkaufsräume. Damit 
kann auch die langfristige Sicherung des 
Nahversorgungsstandortes gewährleistet 
werden. 

Die bereits heute großflächige Filiale des 
Aldi-Marktes ist im unbeplanten Innenbe-
reich nach §34 BauGB entstanden. Im Sinne 
einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung ist daher die planungsrechtliche Steue-
rung der Zulässigkeit insbesondere mittels 
Festsetzung der Art der baulichen Nutzung 
sowie eine Begrenzung einer maximal mög-
lichen Verkaufsfläche erforderlich. Zur 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Zulässigkeit der Planung 
bedarf es daher gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 
Abs. 1 BauGB der Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes.

Die Landeshauptstadt Saarbrücken hat so-
mit nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 

BauGB i.V.m. § 12 BauGB auf Antrag des 
Vorhabenträgers die Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes „Lebens-
mittelmarkt Hauptstraße 10“ beschlossen. 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezo- 
genen Bebauungsplanes umfasst eine Flä-
che von ca. 6.250 qm.

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und der Durchführung 
des Verfahrens wurde die Kernplan Gesell-
schaft für Städtebau und Kommunikation 
mbH, Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, be-
auftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt es sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der Innenent-
wicklung (Nachverdichtung). Mit dem Ge-
setz zur Erleichterung von Planungsvorha-
ben für die Innenentwicklung der Städte 
vom 21. Dezember 2006, das mit der No-
vellierung des Baugesetzbuches am 1. Ja-
nuar 2007 in Kraft trat, fällt die seit Juli 
2004 vorgesehene förmliche Umweltprü-
fung bei Bebauungsplänen der Größenord-
nung bis zu 20.000 qm weg. Dies trifft für 
den vorliegenden Bebauungsplan zu, da 
das Plangebiet lediglich eine Fläche von ca. 
6.250 qm in Anspruch nimmt.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu.

Das beschleunigte Verfahren ist ausge-
schlossen, wenn durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 
wird, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
UVPG oder nach Landesrecht unterliegen. 
Nach den Bestimmungen der Nrn. 18.6 und 
18.8 der Anlage 1 zum UVPG bzw. der 
Nrn.  3.6 und 3.8 des SaarlUVPG ist bei 
einem Bau eines Einkaufszentrums, eines 
großflächigen Einzelhandelsbetriebes oder 
eines sonstigen großflächigen Handelsbe-
triebes im Sinne des §  11 Abs.  3 Satz  1 
BauNVO, für den in „sonstigen Gebieten“ 

bzw. im Innenbereich ein Bebauungsplan 
aufgestellt, geändert oder ergänzt wird und 
dessen zulässige Geschossfläche zwischen 
1.200 qm und 5.000 qm beträgt, eine all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls durch-
zuführen. Der Schwellenwert von 1.200 qm 
Geschossfläche wird im vorliegenden Fall 
überschritten, weshalb eine entsprechende 
Vorprüfung erforderlich ist.

Bei der allgemeinen Vorprüfung ist die Anla-
ge 2 zum UVPG heranzuziehen, um im Rah-
men einer überschlägigen Prüfung festzu-
stellen, ob die Planung erhebliche nachteili-
ge Umweltauswirkungen haben kann, die 
nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwä-
gung zu berücksichtigen wären.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles 
gem. § 3c UVPG kommt zu dem Ergebnis, 
dass keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind. Eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. Die 
Ergebnisse dieser überschlägigen Prüfung 
sind der entsprechenden Tabelle im Anhang 
zu entnehmen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs.  1 und §  4 Abs.  1 BauGB abgesehen 
wird.

Flächennutzungsplan

Der aktuell rechtswirksame Flächennut-
zungsplan des Regionalverbandes Saarbrü-
cken stellt für das Gebiet eine gemischte 
Baufläche dar. Somit ist der Bebauungsplan 
nicht aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt. Der Flächennutzungsplan ist gem. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Be-
richtigung anzupassen.
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Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von 
dem Vorhabenträger zu erarbeiten, der 
Kommune vorzulegen und abzustim-
men.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
der Vorhabenträger auf der Grundlage 
eines mit der Kommune abgestimmten 
Planes zur Durchführung des Vorhabens 
innerhalb einer bestimmten Frist und 
zur Tragung der Planungs- und Erschlie-
ßungskosten ganz oder teilweise ver-
pflichtet, ist vor dem Satzungsbeschluss 
des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes zwischen Vorhabenträger und 
Kommune abzuschließen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen des Vorha-
benträgers hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das ca. 0,6 ha große Plangebiet befindet 
sich am östlichen Ortseingang des Stadtteils 
Gersweiler. Es umfasst ausschließlich das im 
Eigentum der Firma Aldi befindliche Flur-
stück Gemarkung Gersweiler, Flur 2, Flur-
stück 220/8.

Das Plangebiet wird begrenzt:

•	 im Norden: durch die Bahnlinie

•	 im Osten: durch das Grundstück Haupt-
straße 8

•	 im Süden: durch die Hauptstraße

•	 im Westen: durch das Grundstück 
Hauptstraße 16

Die genauen Grenzen des Geltungsberei-
ches sind der Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung, Eigen-
tumsverhältnisse

Im östlichen Bereich des Plangebietes befin-
det sich das Gebäude der heutigen Filiale 
des Aldi-Marktes. Die Errichtung des Le-
bensmittelmarktes wurde im Jahr 1986 mit 
einer Verkaufsfläche von rund 560 qm ge-
nehmigt. Aufgrund mehrerer Erweiterungen 
durch Um- und Anbauten ist der Markt auf 
seine heutige Größe von 951 qm Verkaufs-
fläche gewachsen.

Im westlichen Bereich des Plangebietes be-
findet sich die Parkplatzfläche mit dem zu-
gehörigen Ein- und Ausfahrtbereich.

Die nähere Umgebung des Plangebietes ist 
durch Wohnbebauung und gewerbliche 
Nutzung sowie eine Tankstelle geprägt. 

Das Planungsgebiet befindet sich im Eigen-
tum des Vorhabenträgers, so dass von einer 

zügigen Umsetzung der Planung auszuge-
hen ist.

Topografie des Plangebietes

Ein Großteil des Plangebietes stellt sich auf-
grund der derzeitigen Nutzung als ver-
gleichsweise eben dar. Das Plangebiet weist 
ein leichtes von Süden nach Norden gerich-
tetes Gefälle auf.

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topografie in irgendeiner Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
(insbesondere Festsetzung der Baufenster) 
auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Gelände des ALDI-Marktes ist heute 
über die Hauptstraße an das örtliche Ver-
kehrsnetz angeschlossen. Im weiteren Ver-
lauf bindet die Hauptstraße das Plangebiet 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage des Plangebietes; ohne Maßstab; Quelle: ZORA; LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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an das überörtliche Verkehrsnetz (A620) an. 
Das Plangebiet ist aufgrund der Vornutzung   
bereits erschlossen. Weiterer Erschließungs-
anlagen bedarf es zur Realisierung des Vor-
habens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die für das Vorhaben erforderliche Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund er 
Vornutzung des Gebietes bereits vorhan-
den. Anschlusspunkte befinden sich in un-
mittelbarer Nähe des Plangebietes. 

Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt 
im Mischsystem.

Die nach § 49 a SWG geltenden Vorgaben 
zur Beseitigung des Niederschlagswassers 
(Nutzung, Versickerung, Verrieselung, Ein-
leitung des Niederschlagswassers in ein 
oberirdisches Gewässer) sind hier nicht an-
zuwenden, da das Grundstück vor dem Jahr 
1999 bereits bebaut, damit befestigt und 
an die öffentliche Kanalisation angeschlos-
sen war.

Gemäß des Kartendienstes zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung nicht geeignet 
(Quelle: LVGL, GeoPortal Saarland, Stand 
der Abfrage: 03.07.2018). 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Ver- und Entsorgungsträgern 
abgestimmt werden.

Blick von Westen auf das bestehende ALDI-Gebäude mit Stellplatzflächen im Vordergrund

Ausschnitt Versickerungseignung; Quelle: LVGL, Geoportal Saarland, Stand: 03.07.2018, Bearbeitung: Kernplan



„Lebensmittelmarkt Hauptstraße 10“, Saarbrücken 8 www.kernplan.de

Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Gersweiler ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-West des Oberzentrums Saarbücken

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche (Gewerbe)

•	 (Z 12) Die dort vorhandenen Wohn- und Arbeitsstätten, zentrale Einrichtungen der 
Daseinsvorsorge, öffentliche und private Dienstleistungen sowie sonstigen Infrastruk-
tureinrichtungen sollen an die aktuellen Rahmenbedingungen angepasst und - so-
weit möglich - in ihrem Bestand dauerhaft gesichert werden: erfüllt 

•	 (Z 17) Bei der Siedlungsentwicklung (Wohnen, Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen sowie Einrichtungen für Freizeit und Sport) sind vorrangig die im Siedlungsbe-
stand vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und 
Baulandreserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen: 
erfüllt

•	 (Z 42) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) sind nur im Oberzentrum sowie in den Mittel- und 
Grundzentren zulässig (Konzentrationsgebot). In Ausnahmefällen sind großflächige 
Einzelhandelseinrichtungen auch in nicht-zentralen Gemeindeteilen zulässig.

•	 (Z 44) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen müssen sich bezüglich Größenord-
nung und Warensortiment funktional in die vorgegebene zentralörtliche Versorgungs-
struktur einfügen. Der Einzugsbereich der entsprechenden Einzelhandelseinrichtung 
darf den Verflechtungsbereich des betreffenden zentralen Ortes nicht wesentlich 
überschreiten (Kongruenzgebot). Dies ist vom Planungsträger entsprechend nachzu-
weisen.

•	 (Z 45) Neuansiedlungen, Erweiterungen bzw. Nutzungsänderungen großflächiger 
Einzelhandelseinrichtungen dürfen das Zentrale-Orte-Gefüge des Landes sowie die 
Funktionsfähigkeit des jeweiligen zentralen, innerörtlichen Versorgungsbereiches des 
zentralen Ortes (Standortgemeinde) sowie der benachbarten zentralen Orte (Nach-
bargemeinden) nicht beeinträchtigen (Beeinträchtigungsverbot). 

•	 (Z 46) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen sind im engen räumlich-funktionalen 
Zusammenhang mit dem zentralen, innerörtlichen Versorgungsbereich (integrierter 
Standort) des jeweiligen zentralen Ortes innerhalb des Siedlungszusammenhangs zu 
errichten (städtebauliches Integrationsgebot). Im Oberzentrum sowie in den Mittel-
zentren sind großflächige Einzelhandelseinrichtungen auch in den Nebenzentren zu-
lässig, sofern sie bezüglich Größenordnung, Warensortiment und Einzugsbereich dem 
Versorgungsbereich des Nebenzentrums angemessen sind und an einem städtebau-
lich integrierten Standort errichtet werden.
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Kriterium Beschreibung

Konformität der Planung mit den landes-
planerischen Zielfestlegungen des Landes-
entwicklungsplans

•	 Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung eines bereits groß-
flächigen Einzelhandelsbetriebes in der Hauptstraße in Gersweiler zum Zwecke der 
Bestandssicherung.

•	 Hierbei handelt sich um einen langjährig etablierten Lebensmittelstandort, welcher 
bereits heute eine wesentliche Versorgungsfunktion übernimmt.

•	 Die Stadt hat ein Einzelhandels- und Zentrenkonzept aus 2015. Dies ist die Bewer-
tungsgrundlage für den Konsultationskreis Einzelhandel und Abwägungsgrundlage 
für Bebauungsplanverfahren.

•	 Im März 2017 hat der Konsultationskreis Einzelhandel über die Erweiterungsanfrage 
von Aldi am Standort Gersweiler beraten. Die damalige Anfrage sah eine Erweiterung 
von derzeit 951 qm auf 1.200 qm Verkaufsfläche vor (der Standort ist somit bereits 
heute großflächig).

•	 Da es sich gem. Einzelhandels- und Zentrenkonzept um einen nicht integrierten 
Grundversorgungsstandort handelt, wurde die beantragte umfangreiche Erweiterung 
entsprechend den Grundsätzen des Einzelhandelskonzeptes zum Schutz des Neben-
zentrums abgelehnt.Im Protokoll des Konsultationskreises heißt es dazu: „Eine Er-
weiterung wird am Standort Hauptstraße nicht so negativ gesehen wie an anderen 
nicht integrierten Standorten, da aufgrund der topografischen Situation kein entspre-
chender Standort in der Ortsmitte vorhanden ist. (...) Ein Ersatzneubau ohne Erweite-
rung der Verkaufsfläche sollte angestrebt werden.“

•	 Daraufhin wurde eine Änderung der Planung durch Aldi vorgenommen. Die ursprüng-
liche Erweiterung wurde nicht weiterverfolgt. Die Verkaufsfläche soll sich mit dem 
Ersatzneubau um lediglich 49 qm auf 1.000 qm erhöhen. Das Vorhaben dient in 
erster Linie der Bestandssicherung durch die Anpassung des Aldi-Marktes an aktuelle 
Kunden- und Logistikanforderungen (geringfügige Erweiterung um ca. 5 % der ge-
nehmigten Verkaufsfläche, damit ist keine Sortimentserweiterung vorgesehen son-
dern breitere Gänge, verbesserte Warenpräsentation,…).

•	 Im Februar 2018 hat der Konsultationskreis über den nun verkleinerten Erweiterungs-
wunsch beraten und der Schaffung von Baurecht für einen Ersatzneubau mit 1.000 
qm VK zugestimmt.

Das Vorhaben entspricht grundsätzlich den Zielen des Einzelhandels- und Zentrenkon-
zeptes und auch den landesplanerischen Vorgaben:

•	 Sicherung und Stärkung einer flächendeckenden wohnungsnahen Grundversorgung 
im Stadtgebiet

•	 Vermeidung „neuer“ Einzelhandelsstandorte und Verhinderung konterkarierender 
Planungen (es sind in der Ortsmitte von Gersweiler keine Flächenreserven vorhanden)

•	 Der ergänzende ALDI-Standort dient aktuell und perspektivisch der wohnortnahen 
Grundversorgung und genießt insofern auch Bestandsschutz. Er ist Bestandteil des 
vorhandenen Grundversorgungsnetzes. 

•	 Da das Vorhaben im Kernsortiment über ein Angebot an Nahrungs- und Genussmit-
teln verfügt, kann es insbesondere gegenüber den einzelhandelsrelevanten Angebo-
ten in den Nebenzentren eine Ergänzung darstellen und als Grundversorgungsanbie-
ter dienen. Somit trägt das Vorhaben zu einer Arbeitsteilung als auch zu einem flä-
chendeckenden und funktionsfähigem Netz von Grundversorgungsstandorten inner-
halb der Landeshauptstadt bei. 

•	 Das Einzugsgebiet wird nicht geändert. Damit werden auch keine nennenswerten 
neuen Umsätze generiert (u. a. keine neuen Kunden aus dem sonstigen Stadtgebiet, 
Pendler, Touristen, Zufallskunden,...). 

•	 Es ist schließlich davon auszugehen, dass durch das Vorhaben, bei dem es sich ledig-
lich um einen Ersatzneubau handelt und mit dem keine Sortimentserweiterung ver-
bunden ist, weder negative städtebauliche Auswirkungen auf Grundversorgungs-
standorte noch auf andere bzw. zentrale Versorgungsbereiche im Stadtgebiet zu er-
warten sind.
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Kriterium Beschreibung

Das Integrationsgebot bedarf an diesem speziellen Standort einer besonderen Betrach-
tung:

•	 Bei der Bewertung des Integrationsgebotes bleibt zu berücksichtigen, dass es sich um 
einen etablierten, großflächigen Markt handelt, der die wohnungsnahe Grundver-
sorgung im Stadtteil Gersweiler sicherstellt, in dessen Ortsmitte auf absehbare Zeit 
keine Flächenreserven für die Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandelbetriebes 
zur Verfügung stehen. 

•	 Mit der Begrenzung der Verkaufsfläche ist gewährleistet, dass weder die verbraucher-
nahe Versorgung noch die Funktions- und Entwicklungsfähigkeit des zentralörtlichen 
Versorgungskerns der Standortgemeinde noch die der Nachbargemeinden wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

•	 Insgesamt ist mit der Erweiterung des Aldi-Marktes kein ausgedünntes Versorgungs-
netz zu erwarten. Es gehen trotz geringfügiger Abweichung vom Integrationsgebot 
keine Gefährdungspotenziale für die Funktionsfähigkeit und Attraktivität der Innen-
stadt und der benachbarten Stadtteilzentren mit ihrer vielfältigen Versorgungs-, 
Dienstleistungs- und Kommunikationsfunktion einher.

Landschaftsprogramm keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Hochwasserschutz / Starkregen Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächen-
abflüsse aufgrund von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt wer-
den. Den umliegenden Anliegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über-
flutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung vorsorglich entsprechende 
Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen Überflu-
tungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. 

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen
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Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Biosphärenreservate

nicht betroffen 

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§  6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkom-
men ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten innerhalb oder im näheren 
Umfeld des räumlichen Geltungsbereiches: für das Plangebiet sind im Datenmaterial 
des Arten- und Biotopschutzprogramms (ABSP) und in der Datensammlung ABDS 
(Arten- und Biotopschutzdaten 2013 Saarland) keine Arten oder Flächen dargestellt

•	 Räumlicher Geltungsbereich sowie dessen Umfeld nicht im Rahmen der Biotopkar-
tierung erfasst (Internet-Abruf Dezember 2017)

•	 Auf der Grundlage der offiziellen Geofachdaten keine Hinweise darauf, dass be-
sonders seltene oder schützenswerte Arten oder ökologisch hochwertige Biotope 
betroffen sein könnten; dies gilt insbesondere für gesetzlich geschützte Biotope und 
FFH-Lebensraumtypen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da Einzelbäume und Gehölze betroffen sind, die als Gelege für Vögel dienen können, ist 
der allgemeine Artenschutz zu beachten: Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze dürfen nur außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September ge-
fällt, abgeschnitten oder auf den Stock gesetzt werden

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG,  Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht speziell geprüft.

Bestehende Vorbelastungen:

•	 Lage innerhalb des Siedlungsgebietes von Saarbrücken mit rundum unmittelbar an-
grenzenden gewerblichen Nutzungen, Wohnnutzung und Tankstelle

•	 Fläche selbst wird überwiegend als Lebensmittelmarkt mit Parkplatz genutzt mit ho-
hem Anteil an Vollversiegelungen sowie mit hohem Störpotenzial

•	 in kurzer Entfernung angrenzende Hauptstraße und Bundesautobahn A 620 mit sehr 
starker Verkehrsbelastung, die die Qualität eines Lebensraumes und der dazugehöri-
gen Lebensgemeinschaften in ihrer Wertigkeit deutlich beeinträchtigen

•	 in kurzer Entfernung liegt eine Bahntrasse mit entsprechenden Störungen

Habitatausstattung des von neuer Versiegelung betroffenen Gebietes: 

•	 Randlicher Grünstreifen des Parkplatzes mit Einzelbäumen und Baum-Strauch-Hecke 
aus Laubbaumarten größtenteils geringen, teilweise auch mittleren Stammholzes so-
wie Ziersträucher

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

•	 ABSP-Artpool führt für das betroffene Gebiet keine Tier- oder Pflanzenarten auf

•	 aufgrund der Habitatausstattung und der bestehenden Vorbelastungen ist die Be-
deutung des Plangebietes als Lebensraum für planungsrelevante Tiere deutlich ein-
geschränkt

•	 keine abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevanten Tierarten, insbesondere keine 
Fortpflanzungsräume streng geschützter Tierarten, zu erwarten. Dies bezieht sich auf 
sämtliche im Saarland vorkommenden potenziell betroffenen gemeinschaftsrechtlich   
geschützten Tiere (Libellen, Fische, Muscheln, Rundmäuler, Weichtiere, Krebse, Repti-
lien, Amphibien, Tagfalter, Käfer, Heuschrecken, Säugetiere, Vögel), für die der Pla-
nungsraum
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keinen geeigneten Lebensraum bietet. Dies gilt insbesondere für artenschutzrelevan-
te Vogelarten: Weder Brutstätten von Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzricht-
linie noch Fundnachweise für Rast- und Zugvogelarten im Geltungsbereich bekannt 
und aufgrund der Habitatausstattung sowie der bestehenden Vorbelastungen auch 
nicht zu erwarten.

•	 Eingriffsgebiet zwar Lebensraum (sowohl zur Jagd als auch zur Fortpflanzung) von 
sonstigen europäischen Vogelarten, jedoch nur häufige und ubiquitär verbreitete stö-
rungsunempfindliche Arten zu erwarten. Bei potenziell entstehenden lokalen, sehr 
kleinflächigen Habitatverlusten ausreichend Ausweichmöglichkeiten in den unmittel-
bar angrenzenden Lebensräumen (Grünflächen, Gehölzbestände) vorhanden.

•	 kein gesetzlich geschütztes Biotop betroffen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

•	 dem Geltungsbereich kommt aktuell keine Bedeutung im Artenschutzrecht zu

•	 für alle potenziell betroffenen Tierartgruppen gilt: Einzelne Individuen können zwar 
Teil-Habitate verlieren, die örtlichen Tier-Populationen werden jedoch auf Grund des 
Vorhandenseins ausreichend großer vergleichbarer Lebensräume im direkten Umfeld, 
auf die ausgewichen werden kann, keine erheblichen Beeinträchtigungen erfahren. 
Erhebliche nachteilige Beeinträchtigungen von artenschutzrechtlich relevanten Arten 
insgesamt nicht zu erwarten, insbesondere kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 
BNatSchG

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

•	 Über die obigen Ausführungen hinaus kein FFH-Lebensraumtyp/ besonders geschütz-
ter Lebensraum betroffen, daher Haftungsfreistellung für Schäden an bestimmten 
Arten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 des BNatSchG möglich

Fazit kein Verbotstatbestand im Sinne des § 44 BNatSchG, Voraussetzungen für Haftungsfrei-
stellung für Schäden an bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 
BNatSchG erfüllt

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: gemischte Baufläche (Quelle: Regionalverband Saarbrücken)

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt, Konsequenz: FNP wird gem. § 13 
a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst 

Sonstiges

Altlastverdachtsfläche Im südöstlichen Teil des Plangebietes ist unter der Nummer SB_3830 eine Altlastenver-
dachtsfläche kartiert. Vor der Durchführung von Bodenarbeiten sind daher gutachterliche 
Aussagen zum Umgang mit dieser Altlastenverdachtsfläche erforderlich.
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich um eine Erweiterung im Bereich des 
Bestandsmarktes durch Rückbau samt an-
schließendem Neubau. Von daher wurden 
alternative Standorte nicht betrachtet.

Städtebauliche Konzeption

Der schon länger bestehende ALDI-Markt 
wird nach wie vor stark frequentiert. Ein 
langfristiges Bestehen im ständigen Wett-
bewerb um Kunden ist in der Branche der 
Lebensmittelmärkte nur über eine Anpas-
sung an die sich wandelnden Marktanfor-
derungen möglich. So ist aus betrieblicher 
Sicht eine Umstrukturierung des Verkaufs-
raumes erforderlich, um im Hinblick auf die 
Barrierefreiheit (breitere Gänge) und eine 
veränderte Warenpräsentation die Kunden-
zufriedenheit aufrechterhalten zu können. 
Entsprechend soll durch Neubau des Mark-

tes die Verkaufsfläche von bisher ca. 951 
qm auf maximal 1.000 qm vergrößert wer-
den.

Die geplante Erweiterung des ALDI-Marktes 
erfolgt durch Rückbau des Bestandsgebäu-
des und anschließendem Neubau im westli-
chen Teilbereich des Plangebietes, in einer 
abweichenden Bauweise und für einen zeit-
gemäßen Lebensmittelmarkt üblichen Grö-
ße. 

Gemäß Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
der Landeshauptstadt Saarbrücken vom Ok-
tober 2015 handelt es sich bei dem Markt 
in der Hauptstraße 10 um einen im engeren 
Sinne nicht-integrierten Standort. Umfang-
reiche Erweiterungen der Verkaufsfläche 
widersprechen daher den Ansiedlungsre-
geln des Einzelhandelskonzeptes. Am 
Standort Hauptstraße soll die Verkaufsflä-
che nur marginal um 49 qm erhöht werden. 
Bei dieser Erhöhung der Verkaufsfläche um 
etwa 5 % sind keine negativen Auswirkun-

gen auf das Nebenzentrum Burbach zu er-
warten.

Der ruhende Verkehr wird wie bisher an 
zentraler Stelle im Plangebiet organisiert. 
Die Anlieferung des Lebensmittelmarktes 
wird über den Kundenstellplatz organisiert 
und auf der Nordseite des Gebäudes abge-
wickelt.

Die Erschließung erfolgt nach wie vor über 
die südlich zum Plangebiet führende Haupt-
straße. Der Ein- und Ausfahrtsbereich wird 
im Rahmen des Bauvorhabens nach Osten  
in den Bereich des heute bestehenden 
Marktes und zukünftiger Stellplatzfläche 
verlegt. Die heute bestehende Bushaltestel-
le entlang der Hauptstraße bleibt erhalten.

Die Entwässerung des Schmutz- und Nie-
derschlagswassers des heute bestehenden 
ALDI-Marktes erfolgt über den bestehenden 
Mischwasserkanal. Die Vergrößerung des 
Baukörpers hat darauf keine nennenswer-
ten Auswirkungen.

Vorhaben- und Erschließungsplan, ohne Maßstab; Quelle: Kühn Architekten; Eppelborn, Stand: 26.09.2018

TEIL C: VORHABEN- UND ERSCHLIESSUNGSPLAN 
ZUM VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN NR. 211.13.00

„LEBENSMITTELMARKT HAUPTSTRASSE 10“ IM STADTTEIL GERSWEILER

Verkleinerung ohne Maßstab

Quelle: Kühn Architekten GmbH, Eppelborn, Stand: 26.09.2018

M 1:500 im Original
Verkleinerung ohne Maßstab

0 5 25 50
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche  
Festsetzungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Der Bebauungsplan gibt einen Rahmen vor. 
Die bauliche Zulässigkeit wird im Detail mit-
hilfe des § 9 Abs. 2 BauGB und dem Durch-
führungsvertrag auf das im Vorhaben- und 
Erschließungsplan beschriebene Vorhaben 
beschränkt.

Auf diese Weise sind geringfügige Änderun-
gen der geplanten Nutzung möglich, ohne 
dass der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan ein Änderungsverfahren durchlaufen 
muss.

Art der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 3 BauNVO

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO sind solche Ge-
biete als Sonstige Sondergebiete darzustel-
len, die sich von den Baugebieten nach den 
§§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterschei-
den.

Sonstiges Sondergebiet „Lebens-
mittelmarkt“ (SOEZ)

Entsprechend der vorliegenden Planung 
zum Neubau eines Marktes und Erweite-
rung der Verkaufsfläche auf bis zu 1.000 
qm wird ein Sonstiges Sondergebiet festge-
setzt.

Zulässig sind alle Einrichtungen und Anla-
gen, die für den Betrieb des ALDI-Marktes 
erforderlich sind. 

Aktuell umfasst das Bestandsobjekt eine 
Verkaufsfläche von ca. 951 qm. Um die ge-
plante Erweiterung zu ermöglichen, wird 
die zulässige Verkaufsfläche mit max. 1.000 

qm festgesetzt. Durch die Erweiterung kann 
den aktuellen und zukünftigen Markt- und 
Kundenanforderungen Rechnung getragen 
werden.

Neben der festgesetzten Hauptnutzung 
(ALDI-Markt) mit einer zulässigen Verkaufs-
fläche und den dazugehörigen Stellplätzen 
werden Lagerräume, Funktions- und Neben-
räume, Verwaltungsräume, Aufenthalts-/ 
Sozialräume für Personal, Nebenanlagen, 
Werbeanlagen, Abfallpressen, Wertstoff- 
und Abfallbehälter sowie alle sonstigen für 
den ordnungsgemäßen Betrieb der Filiale 
erforderlichen Einrichtungen (z.B. Pfandräu-
me) in den Katalog der zulässigen Nutzun-
gen aufgenommen. 

Diese gewährleisten weiterhin einen zweck-
mäßigen, wirtschaftlichen und reibungslo-
sen Betriebsablauf der Filiale.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

1. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetz-
ten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrages oder der Abschluss eines 
neuen Durchführungsvertrages in beiderseitigem Einvernehmen der Vertragspartner sind im Rahmen der 
Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zulässig.

2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; §§ 1-14 BAUNVO

 SONSTIGES SONDERGEBIET „LEBENSMITTELMARKT“ (SOEZ)
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

Im sonstigen Sondergebiet „Lebensmittelmarkt“ (SOEZ) ist ein Lebensmittelmarkt mit einem nahversor-
gungsrelevantem Kernsortiment bis zu einer Verkaufsfläche von max. 1.000 qm zulässig.
Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente wird auf maximal 10% der gesamten Verkaufsfläche 
begrenzt.
Die Definition der nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimente erfolgt nach der Sortimentsliste des 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Landeshauptstadt Saarbrücken von Oktober 2015, wie folgt:

zentrenrelevante Sortimente 

hiervon nahversorgungsrelevant Haushaltswaren 

Heimtextilien, Gardinen, Dekostoffe, Haus-, Bett- 
und Tischwäsche 

Hörgeräte 

Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen 

Künstlerartikel, Bastelzubehör 

Lederwaren, Taschen, Koffer, Regenschirme 

Musikinstrumente und Zubehör 

Optik, Augenoptik 

Papier, Büroartikel, Schreibwaren 

Sanitätsartikel 

Schuhe 

Spielwaren 

Sportartikel und -geräte (inkl. Sportgroßgeräte) 

Sportbekleidung 

Sportschuhe 

Telekommunikation und Zubehör 

Uhren, Schmuck 

Unterhaltungselektronik und Zubehör 

Back- und Fleischwaren 

Drogeriewaren  

Getränke 

Nahrungs- und Genussmittel 

Parfümerie- und Kosmetikartikel 

Pharmazeutika, Reformwaren 

Schnittblumen 

Zeitungen / Zeitschriften 

Angler- und Jagdartikel, Waffen 

Bekleidung 

Bild- und Tonträger 

Bücher 

Büromaschinen 

Computer und Zubehör 

Elektrokleingeräte 

Erotikartikel 

Fahrräder und technisches Zubehör 

Foto 

Glas, Porzellan, Keramik 

Handarbeitswaren, Kurzwaren, Meterware, Stoffe, 
Wolle 

 
 Im sonstigen Sondergebiet „Lebensmittelmarkt“ (SOEZ) ist darüber hinaus zulässig:

1. Lagerräume, Funktions- und Nebenräume, Verwaltungsräume, Aufenthalts-/ Sozialräume für Personal
2. Nebenanlagen
3. Stellplätze
4. Einkaufswagenboxen
5. Backshop / Backvorbereitung
6. Werbeanlagen
7. Abfallpresse, Wertstoff- und Abfallbehälter
8. alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb des Lebensmittelmarktes erforderlichen Einrichtun-

gen
9. Ladestationen für Elektromobile

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

3.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

Siehe Plan, analog § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonsti-
gen Anlagen. Die maximale Gebäudeoberkante wird auf 10,0 m festgesetzt.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder den 
Schnittpunkt zweier geneigter Dachflächen (Firsthöhe).

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die Angabe der Höhe der baulichen Anlagen ist die Oberkante 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet wird im Mischsystem entwässert. 
• Die Planung und die Bauausführung für die Entwässerungsanlagen sind mit der ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. 

Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweis-
schilder). Innerhalb des Plangebietes ist nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die Hinweisschilder oder 
-tafeln sind mit einer Höhe von max. 3,0 m zulässig. Zusätzlich ist ein Pylon / Stele mit einer Höhe von 10,0 
m, gemessen senkrecht zur Oberkante der angrenzenden Stellplatzfläche und einer Breite von 2,6 m zuläs-
sig. Pylonen, Stelen und Hinweisschilder sind innerhalb der privaten Grünflächen zulässig. Unzulässig sind 
Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig bewegende Werbe-
anlagen. Werbeanlagen in Form von Wandtafeln am Gebäude sind bis zu einer Höhe von 2,9 m und Breite 
von 3,9 m zulässig.

• Dächer:Die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Photovoltaik, Solare Wärmenutzung) 
auf den Dachfl ächen ist zulässig.

• Sonstiges: Mülltonnen sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfl äche orientierten Bereichen entweder in 
Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

• Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen, Stützwände und Einfriedungen: Die Anlage von Böschungen, 
Abgrabungen, Aufschüttungen, Stützwände und Einfriedungen ist bis zu einer Höhe von 4 m zulässig. Bö-
schungen, Abgrabungen, Aufschüttungen, Stützwände und Einfriedungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl äche zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND 
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN 

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§9 ABS. 7 BAUGB)

SOEZ
SONSTIGES SONDERGEBIET „LEBENSMITTELMARKT“ (SOEZ)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 ABS. 3 BAUNVO)

GOKmax.

10,0 m

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL 
ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ  
0,8

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.3 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN
(§ 9 ABS.1 NR.4 BAUGB)

ANSCHLUSS AN ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN; HIER: EIN- UND 
AUSFAHRTSBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER: GASHOCHDRUCKLEITUNG 
STILLGELEGT / EVS-HAUPTSAMMLER
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

p PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

ERHALTUNG VON BÄUMEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB)

ABRISS DES GEBÄUDEBESTANDES

BEZUGSPUNKT FÜR DIE HÖHENFESTSETZUNG (193,10 M Ü.NN)

Art der baulichen 
Nutzung

Höhe der bau-
lichen Anlage

Grundfl ächenzahl Bauweise

- -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

der angrenzenden Stellplatzfl äche im Bereich des Eingangsbereiches zum Lebenmittelmarkt (193,10 m 
ü.NN). (siehe Planzeichnung).

Die zulässige Oberkante kann durch untergeordnete Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m überschritten werden. Durch Photovoltaikmodule 
/ Solarmodule inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile sind weitere Überschreitungen 
zulässig. Eine Überschreitung der Gebäudeoberkante durch Dachaufbauten oder ähnliches für die Errich-
tung von Werbeanlagen ist nicht zulässig. Die Dachaufbauten sind zusammenzufassen und einzuhausen.

3.2 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO 
auf 0,8 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 

wird,
mitzurechnen. 

Bei der Ermittlung der Grundfl ächenzahl sind die privaten Grünfl ächen als Teil des Baugrundstückes / 
Grundstücksfl äche zu berücksichtigen. 

4. BAUWEISE
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

Analog § 22 Abs. 4 BauNVO wird die abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind Gebäudelängen 
von mehr als 50 m zulässig. Eine Bebauung ohne Einhaltung des Grenzabstandes ist zulässig

5. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebiets selbst dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen (z.B. Ladestationen für Elektromobile, 
befestigte Zufahrten und Zugänge, Wege sowie alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb des 
Lebensmittelmarktes erforderlichen Einrichtungen (z.B. Abfallpresse & -behälter). Die Ausnahmen des § 14 
Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend. (siehe ergänzend auch Festsetzung der Flächen für Stellplätze und 
Nebenanlagen analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können. 

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. 
Stellplätze und Nebenanlagen sind sowohl innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen als auch in 
den festgesetzten Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen zulässig. Innerhalb der festgesetzten Flächen 
für Stellplätze und Nebenanlagen sind Ladestationen für Elektromobile und Einkaufswagenboxen als 
Nebenanlagen sowie Anpfl anzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepfl anzungen zulässig. Es 
werden ca.75 Stellplätze errichtet. 

7. ANSCHLUSS AN ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHEN, HIER: EIN- UND 
AUSFAHRTSBEREICH

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB
 

Siehe Plan. 
Ein- und Ausfahrten sind nur in dem entsprechend gekennzeichneten Bereich entlang der Hauptstraße zu-
lässig. 

8. UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER: GASHOCHDRUCKLEITUNG STILLGELEGT / 
EVS-HAUPTSAMMLER

 ANALOG. § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan. 

9. PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan. Innerhalb der privaten Grünflächen entlang der Hauptstraße ist die Anlage einer Bushalte-
stelle zulässig. 

VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 211.13.00
„LEBENSMITTELMARKT HAUPTSTRASSE 10“ 

IM STADTTEIL GERSWEILER

HINWEISE

Angrenzende Bahnlinie
• Die Hinweise und Aufl agen der Deutschen Bahn gem. der Stellungnahmen vom 09.08.2018 und 04.01.2019 

sind im Rahmen der Bauausführung zu beachten.
Altlasten
• Sind im Planungsgebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 

Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 SBodSchG die 
Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner Funktion als Untere Bodenschutzbe-
hörde zu informieren.

Artenschutz
• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum- 

triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock 
zu setzen.

• Vor Baubeginn ist die Anwesenheit von Individuen besonders und streng geschützter Arten durch fachkun-
diges Personal zu überprüfen. Die Ergebnisse sind dem LUA (Fachbereich 3.1) mitzuteilen, um entsprechen-
de Artenschutzmaßnahmen abzustimmen.

• Der Verlust von Strukturen für Höhlenbrüter sollte durch das Ausbringen von 3 Nisthilfen ausgeglichen wer-
den. An dem geplanten Neubau sind Nisthilfen für Gebäudebrüter anzubringen, sofern die baulichen Struktu-
ren keine Nistmöglichkeiten (in Form von Überständen, Halbhöhlen o.ä.) zur Verfügung stellen.

Brandschutz
• Bemessungsgrößen für Löschwasser sind dem Arbeitsblatt DVGW 405 zu entnehmen. Weiterhin ist bei der 

Gebäudenutzung bzw. Standortplanung die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu 
beachten. Bei einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwendigkeit einer Anleiterung am Objekt zu 
prüfen. Bei Festlegungen von Parkfl ächen sind ebenso mögliche Zufahrten bzw. Aufstellfl ächen der Feuer-
wehr zu berücksichtigen.

Denkmalschutz
• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 

Auf die Anzeigepfl icht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden gem. § 12 SDSchG wird hin-
gewiesen.

Ehemalige Eisenerzkonzession
• Der Geltungsbereich befi ndet sich im Gebiet einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Aus den Unterlagen geht 

jedoch nicht hervor, ob diesbezüglich unter diesem Bereich Abbau umging. Das Oberbergamt des Saarlandes 
bittet daher, bei Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies ggf. mitzu-
teilen.

EVS-Hauptsammler
• Durch geeignete Maßnahmen (Wurzelschutzfolie/-vlies) ist sicherzustellen, dass der EVS- Hauptsammler 1.0, 

Blatt 1.22 der AWA Völklingen (390) nicht durch Wurzeleinwuchs im Muffenbereich beschädigt wird.
Gashochdruckleitung 
• Die durch das Plangebiet verlaufende und stillgelegte Erdgasleitung darf in Abstimmung mit der CREOS 

Deutschland GmbH überbaut werden. Sollte die Leitung bei Bauarbeiten hinderlich sein, ist die CREOS 
Deutschland GmbH bereit den entsprechenden Abschnitt abzutrennen. Die dazu notwendigen Tiefbauarbei-
ten müssen vom Vorhabenträger und zu dessen Lasten durchgeführt werden. Es wird gebeten sich mindes-
tens 3 Werktage vor Baubeginn mit der CREOS Deutschland GmbH in Verbindung zu setzen, damit im Vor-
feld vor Ort den Leitungsverlauf erläutert und der Vorhabenträger bzw. die beauftragten Unternehmen ein-
gewiesen werden können.

Versorgungsleitungen
• Innerhalb des Plangebietes befi nden sich Wasser- und Fernwärmeleitungen sowie Kabel verschiedener 

Spannungsebenen der Stadtwerke Saarbrücken GmbH. Es wird darauf hingewiesen, dass die im Plangebiet 
befi ndlichen Versorgungsanlagen jederzeit frei zugänglich und die Trassen mit Baustellenfahrzeugen befahr-
bar sein müssen. Ein Überbauen mit Gebäuden oder befestigten Oberfl ächen, sowie die Bepfl anzung von 
Bäumen und Buschwerk sind unzulässig

• Innerhalb des Plangebietes befi ndet sich eine Fernwärmeversorgungsleitung und ein Datenkabel der STEAG 
New Energies GmbH. Die Hinweise und Aufl agen der STEAG New Energies GmbH gem. der Stellungnahme 
vom 17.12.2018 sind im Rahmen der Bauausführung zu beachten.

Hochwasserschutz / Starkregen
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 

von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mög-
lichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. 

Kampfmittel
• Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizei-

dienststelle der Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.
Telekommunikationslinien
• Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationsli-

nien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zu-
gang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Ab-
zweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahr-
los geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. 

• Bei Konkretisierung der Planung ist eine Planauskunft und Einweisung von der zentralen Planauskunft Süd-
west einzufordern. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Vorhaben- und Erschließungsplan
• Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist ein separater und eigenständiger Bestandteil des vorliegenden 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 211.13.00 „Lebensmittelmarkt Hauptstraße 10“ im Stadtteil 
Gersweiler und ist als Teil C beigefügt.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465). 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 840).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 632).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 
(Amtsbl. I S. 790).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 

Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. I 2014 
S. 2).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 21. November 
2007 (Amtsbl. S. 2393). 

• Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Sat-
zung über den Schutz der Bäume in der Landes-
hauptstadt Saarbrücken vom 05. Oktober 2017.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057).
Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) ent-
spricht für den Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes dem Stand 
vom 23.05.2018.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
06.02.2018 die Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a BauGB beschlos-
sen. Der Beschluss ist am __.__.2018 
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Begründung hat nach 
§ 3 (2) BauGB auf Dauer eines Monats vom 
__.__.2018 bis einschließlich __.__.2018 öf-
fentlich ausgelegen. Ort und Dauer der Aus-
legung sind am __.__.2018 ortsüblich bekannt 
gemacht worden.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
__.__.2018 diesen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan nach § 10 (1) BauGB als Sat-
zung beschlossen.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan 
bedarf gemäß § 10 (2) BauGB i.V.m. § 13a (2) 
Nr. 2 BauGB keiner Genehmigung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde. 

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bandes Saarbrücken wird gem. § 13 a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung ange-
passt.

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat 
und der Ort, an dem der Plan während der 
Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Mit der Bekanntmachung tritt der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan gem. § 
10 (3) BauGB in Kraft.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____
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10. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES 
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Eine Warenanlieferung in der Nachtzeit (22:00 bis 06:00 Uhr) ist nicht zulässig.

11. ANPFLANZEN VON BÄUMEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Stellplätze sind durch Laubbäume im Umfang von je 4 Stellplätze ein standortgerechter mittel- bis groß-
kroniger Laubbaumhochstamm (Sortierung 3 mal verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm) so zu begrünen, 
dass die Stellplätze größtenteils überschirmt bzw. verschattet werden. Die Bäume sind dauerhaft zu sichern 
und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen. 

Bei Baumpflanzungen muss grundsätzlich die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlässi-
gen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) mindestens 6,0 m2 betragen. Die Pflanzgrube muss mindestens 
12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief sein. Das Begrünungsgebot gilt auch bei Neuordnung von vorhandenen 
Stellplätzen, z.B. im Zuge von Nutzungsänderungen des Grundstücks.

Bei der Baumarten bzw. -sortenauswahl für den Stellplatzbereich ist die folgende Pflanzliste (Vorschlags-
liste) zu verwenden:
Fraxinus ornus ‚Rotterdam‘ – Blumen-Esche-Sorte
Liquidambar styracifolia – Amberbaum (Nominatform)
Liquidambar styracifolia ‘Worpelsdorn’ – Amberbaum-Sorte
Sophora japonica ‘Princeton Upright’ – Schnurbaum-Sorte

Die Verwendung klein- oder schmalkroniger Arten/Sorten ist nur in begründeten Ausnahmefällen erlaubt. 
Auf die aktuelle Straßenbaumliste der GALK e.V. wird verwiesen.

12. ERHALTUNG VON BÄUMEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 1A BAUGB

Die vorhandenen Bäume innerhalb des Plangebietes sind, sofern möglich, zu erhalten. Für die Bäume 
im Plangebiet, die unter die Baumschutzsatzung fallen, ist Ersatz in Form einer Neupflanzung von Bäu-
men zu leisten (Pflanzqualität: Sortierung 3 mal verpflanzt, Stammumfang 14 - 16 cm, standortge-
rechte Laubbaumhochstämme). Bei der Pflanzung sind die Empfehlungen der FLL (Empfehlungen für 
Baumpflanzungen, Teil 1 - Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausg. 2015 sowie Teil 2 - Standortvorberei-
tung für Neupflanzungen, Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Substrate, 2. Ausg. 
2010) zu beachten. Auf die aktuelle Straßenbaumliste der GALK e.V. wird verwiesen. Die zum Erhalt fest-
gesetzten Bäume, sollten im Zuge der Baumaßnahmen durch entsprechende Vegetationsschutzmaßnahmen 
nach DIN 18920 geschützt werden.

Alternativ kann die erforderliche Kompensation auch damit geleistet werden, dass pro zu entfernendem 
Baum eine Zahlung von 1.000,00 € an die Landeshauptstadt Saarbrücken geleistet wird. Der Betrag wird 
von der Landeshauptstadt für die Neupflanzung von Bäumen im innerstädtischen Bereich verwendet. Bei 
der Festsetzung der Kompensationsleistung wird in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Saarbrücken der 
Erhaltungszustand des Gehölzbestandes angemessen berücksichtigt.

13. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
 ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Altlastenverdachtsfläche
• Im südöstlichen Teil des Plangebietes ist unter der Nummer SB_3830 eine Altlastenverdachtsfläche kartiert. 

Vor der Durchführung von Bodenarbeiten sind daher gutachterliche Aussagen zum Umgang mit dieser Alt-
lastenverdachtsfläche erforderlich.

KENNZEICHNUNG GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB
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Die getroffenen Festsetzungen schaffen die 
Voraussetzungen zur planungsrechtlichen 
Zulässigkeit und Realisierung der geplanten 
Erweiterung des Lebensmittelmarktes.

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die festgesetzten Höhen sind unter Beach-
tung geringfügiger Spielräume aus dem 
städtebaulichen Konzept abgeleitet. Mit der 
Definition der Höhe der baulichen Anlage 
wird das Ziel verfolgt, die Errichtung überdi-
mensionierter Baukörper zu verhindern und 
eine angemessene Integration in die Umge-
bung ohne Beeinträchtigung des Stadt- und 
Landschaftsbildes zu erreichen. 

Mit der Höhenfestsetzung wird die Einheit-
lichkeit von Bestand und geplanter Erweite-
rung in der dritten Dimension gewährleis-
tet. Städtebauliche Spannungen werden 
vermieden. Im vorliegenden Fall existiert 
bereits ein Bestandsgebäude, an dem sich 
die Höhenfestsetzung orientiert.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen. 

Die Festsetzung, dass die definierte Ober-
kante durch untergeordnete Bauteile über-
schritten werden darf, ermöglicht beispiels-
weise die Errichtung technischer Aufbauten 
oberhalb der Oberkante zur Gewährleis-
tung des ordnungsgemäßen Betriebes der 
baulichen Anlage. Die Definition eines maxi-
malen Flächenanteils zur Überschreitung 
der Höhe vermeidet eine unverhältnismäßi-
ge Ausnutzung dieser Festsetzung.

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl analog §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die gewählte Grundflächenzahl orientiert 
sich eng an der städtebaulichen Konzep-
tion. Die Festsetzung einer Grundflächen
zahl von 0,8 entspricht der Bemessungs
obergrenze des § 17 BauNVO für Sonstige 
Sondergebiete. Sie gewährleistet somit 
einen sparsamen Umgang mit Grund und 
Boden und umfasst gleichzeitig einen Puf-
fer, der dem Bauherren für die Realisierung 
der geplanten Nutzung einen gewissen 
Spielraum überlässt.

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. 

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Eine abweichende Bauweise wird festge-
setzt, wenn die vorgesehene Bauweise we-
der als offene noch als geschlossene Bau-
weise bezeichnet werden kann. Die Festset-
zung einer abweichenden Bauweise mit zu-
lässiger Gebäudelänge über 50  m sowie 
einer zulässigen Grenzbebauung (teilweise 
Unterschreitung des Grenzabstandes) ist 
aus der städtebaulichen Konzeption abge-
leitet.

Bereits die Bestandsbebauung (ehemalige 
Nutzung) wies eine abweichende Bauweise 
auf (Gebäudelänge über 50 m).

Durch die im Rahmen der abweichenden 
Bauweise zulässigen Grenzbebauung kann 
eine flexible und umfassende Ausnutzung 
des Plangebietes gewährleistet werden.

Die Unterschreitung des Grenzabstandes 
hat keine nachteiligen Auswirkungen, da es 
sich bei den betroffenen Flächen um größ-
tenteils Grünflächen handelt.

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch Gebäude 
nicht bzw. allenfalls in geringfügigem Maß 
überschritten werden darf.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption. 
Die Abgrenzung der überbaubaren Grund-
stücksfläche schränkt die Bebaubarkeit be-
stimmter Grundstücksteilbereiche ein. Die 
Abmessung des durch die Baugrenzen be-
schriebenen Baufensters wurden so ge-
wählt, dass dem Bauherren für die Realisie-
rung der geplanten Nutzung ein ausrei-
chender Spielraum verbleibt, gleichzeitig 
aber eine umweltgerechte, sparsame und 
wirtschaftliche Grundstücksausnutzung er-
reicht wird. Die natürlichen Bodenfunktio-
nen werden somit durch eine maßvolle Flä-
cheninanspruchnahme geschützt.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücks- 
flächen sind untergeordnete Nebenanlagen 
und Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, 
die dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücke oder des Bau-
gebiets selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen (z.B. befestigte Zufahr-
ten und Zugänge, Wege sowie alle sonsti-
gen für den ordnungsgemäßen Betrieb des 
Lebensmittelmarktes erforderlichen Einrich-
tungen wie Abfallpresse & -behälter, und 
Einkaufswagenboxen). Die Ausnahmen des 
§ 14 Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend.

(siehe ergänzend auch Festsetzung der Flä-
chen für Stellplätze und Nebenanlagen ana-
log § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Flächen für Stellplätze und 
Nebenanlagen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO

Die Festsetzung von Stellplatzflächen dient 
der Ordnung des ruhenden Verkehrs. Park-
suchverkehr in der Umgebung wird somit 
vermieden. Zur Gewährleistung eines rei-
bungslosen Betriebsablaufes ist ein ent-
sprechend großes Stellplatzangebot für die 
Kunden erforderlich. Es werden ca. 75 Stell-
plätze errichtet. 

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die Unterbringung weiterer Anlagen und 
Einrichtungen (z.B. Einkaufswagenboxen), 
die für den ordnungsgemäßen Betriebsab-
lauf erforderlich sind. 

Anschluss an Verkehrsflächen; 
hier: Ein- und Ausfahrtbereich

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Mit der Festsetzung des Ein- und Ausfahrt-
bereiches wird sichergestellt, dass die Ein-/



„Lebensmittelmarkt Hauptstraße 10“, Saarbrücken 16 www.kernplan.de

und Ausfahrt langfristig an der verkehrs-
technisch günstigsten Position gesichert 
wird und keine Zufahrt an anderer Stelle 
hergestellt werden kann.

Die zentrale Ein- und Ausfahrt zum Kunden-
parkplatz sowie für die Anlieferung ist im 
Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
ausschließlich in dem dafür vorgesehenen 
Bereich zulässig.

Hierüber wird insbesondere gewährleistet, 
dass der Verkehrsfluss der L.II.O. (Hauptstra-
ße) nicht beeinträchtigt wird.

Unterirdische Versorgungslei-
tungen; hier: Gashochdrucklei-
tung / EVS-Hauptsammler

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verläuft zum einen 
eine stillgelegte Gashochdruckleitung und 
der EVS-Hauptssammler. Da hiervon Flä-
chen des geplanten Sondergebietes in An-
spruch genommen werden, werden die Ver-
läufe der Leitungen im Bereich dieser Nut-
zungen in den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan übernommen. Vor der Bebauung 
dieser Flächen müssen die erforderlichen 
Einweisungen oder eine Verlegung der Lei-
tungen rechtzeitig mit den Versorgungsträ-
gern abgestimmt werden. 

Private Grünflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Festsetzung der privaten Grünfläche 
dient einerseits der Eingrünung der Stell-
platzfläche des Lebensmittelmarktes und 
gewährleistet andererseits eine attraktive 
Gestaltung des Plangebietes. 

Vorkehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundes-Im-
missionschutzgesetztes

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Die Festsetzung eines Nachanlieferungsver-
bots gewährleistet, dass es nicht zu schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Plangebiet 
und der Umgebung durch Gewerbe- und 
Verkehrslärm kommt.

Anpflanzungen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Die getroffene grünordnerische Festsetzung 
dient insbesondere der Eingrünung der 
Stellplätze zur Vermeidung monotoner As-
phaltflächen. 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild verbessert 
und gleichzeitig der Versiegelungsgrad aus-
geglichen.

Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB i.V.m. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 9 Abs. 1a BauGB

Die bestehenden Bäume sind zum Erhalt 
gem. Baumschutzsatzung der Landeshaupt-
stadt vorgesehen. Somit wird gewährleistet, 
dass der schützenswerte Baumbestand in-
nerhalb des Plangebietes, sofern es die Pla-
nung ermöglicht, in ihrem aktuellen Be-
stand gem. Baumschutzsatzung erhalten 
werden und andernfalls ein entsprechender 
Ausgleich erfolgt. 

Festsetzungen aufgrund landes-
rechtlicher Vorschriften (analog 
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. LBO 
und SWG)

Abwasserbeseitigung (analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 
Landeswassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits vorhanden (Mischsystem) 
und weist noch ausreichende Kapazitäten 
auf. Das innerhalb des Plangebietes anfal-
lende zusätzliche Niederschlagswasser 
kann problemlos aufgenommen werden.

Örtliche Bauvorschriften (analog § 
9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 
4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog §  9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein.

•	 Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird lediglich nach Art, 
Höhe der Werbeanlage, Standort und 
Ausgestaltung beschränkt. Dies vermei-
det eine dominierende Wirkung von 
Werbeanlagen und gestattet eine ange-
messene Ausstattung des Plangebietes. 
Auf weitere Einschränkungen wird ver-
zichtet, um auch den zulässigen Nut-
zungen zweckentsprechende Werbung 
zuzulassen.  

•	 Einhausung von Mülltonnen: Müllton-
nen werden in den zur öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche orientierten Be-
reichen entweder in Schränken einge-
baut oder sichtgeschützt aufgestellt. 
Dadurch soll vermieden werden, dass es 
zu nachteiligen Auswirkungen auf das 
Stadtbild kommt.

•	 Böschungen, Abgrabungen, Aufschüt-
tungen und Stützwände: Zur Realisie-
rung des Planvorhabens sind Gelände-
modellierungen in Form von Böschun-
gen, Abgrabungen, Aufschüttungen und 
Stützwänden zulässig. Hierdurch wird 
gewährleistet, dass die bestehende To-
pographie insbesondere zur Bahn hin-
keine negativen Auswirkungen auf das 
Planvorhaben haben wird, eine Absi-
cherung des natürlichen Geländes in 
der ausreichenden Dimensionierung 
sowie die Anlage von Tiefgaragen erfol-
gen kann.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein. Weitergehende gestalterische 
Festsetzungen können insbesondere auch 
im Durchführungsvertrag getroffen werden.



„Lebensmittelmarkt Hauptstraße 10“, Saarbrücken 17 www.kernplan.de

Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abwägen. Die Abwägung ist die 
eigentliche Planungsentscheidung. Hier 
setzt die Kommune ihr städtebauliches Kon-
zept um und entscheidet sich für die Be-
rücksichtigung bestimmter Interessen und 
die Zurückstellung der dieser Lösung ent-
gegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die im 
vorliegenden Fall aus folgenden Arbeits-
schritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet hat lediglich eine Größe von 
ca. 6.250 qm und wird bereits durch den 
ALDI-Markt genutzt. Demnach sind die als 
zulässig definierten Nutzungen im Plange-
biet schon vorhanden (Bestandserweite-
rung). Es sind aktuell keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen der bestehen-
den Nutzungen des Ist-Zustandes auf die 
Nachbarschaft bekannt. 

Durch den Neubau des Marktes samt Ver-
kaufsflächenerweiterung werden keine ne-
gativen Beeinträchtigungen auf die umlie-
genden Nutzungen entstehen. Vielmehr 
wird die ALDI-Filiale an diesem Standort 
langfristig gesichert, wodurch das Planvor-
haben auch zum Erhalt dieses Versorgungs-
standortes beiträgt.

Durch die städtebaulichen Festsetzungen 
innerhalb des Plangebiets wird ansonsten 
jede Form der anderweitigen Nutzung aus-
geschlossen, die innergebietlich oder im di-
rekten Umfeld zu erheblichen Störungen 
führen könnte. Um Beeinträchtigungen 
durch Gewerbe- und Verkehrslärm im Plan-
gebiet und Umfeld zu vermeiden, wird ein 
Nachtanlieferungsverbot in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.

Für den ruhenden Verkehr wird ein ausrei-
chendes Flächenangebot vorgehalten, so-
dass negative Auswirkungen durch Stell-
platzsuchende im öffentlichen Raum ausge-
schlossen sind.

Insgesamt sind keine durch die Planung re-
sultierenden nachteiligen Auswirkungen 
auf die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse be-
kannt.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die vorliegende Planung nicht negativ be-
einträchtigt. Der Baukörper des ALDI-Mark-
tes besteht schon. Das Gelände ist bereits 

bebaut, sodass keine erhebliche zusätzliche 
räumliche Wirkung von der geringfügigen 
Verkaufsflächenerweiterung durch Neubau 
des Gebäudes ausgeht. Die Festsetzungen 
sind auch weiterhin an die für Lebensmittel-
märkte typischen Anforderungen orientiert. 

Das festgesetzte Maß der baulichen Nut-
zung orientiert sich am städtebaulichen 
Konzept und am Bestand (insbesondere Ge-
bäudehöhe). Auch die Bauweise, etc. blei-
ben weitestgehend unverändert. Somit wird 
ein harmonisches Einfügen in den Bestand 
erreicht.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange und Belange des Hochwas-
serschutzes

Aufgrund der geringen Größe der Verkaufs-
flächenerweiterung durch Neubau des be-
reits bestehenden Lebensmittelmarktes mit 
den vorhandenen Versiegelungen sind die 
Belastungen des Naturhaushaltes sehr ge-
ring. 

Der Geltungsbereich weist durch die be-
stehenden Nutzungen auf der Fläche selbst 
sowie in der unmittelbaren Umgebung mit 
den entsprechenden Überbauungen und 
Versiegelungen, Bewegungsunruhen sowie 
Lärmemissionen und den daraus resultie-
renden Störungen bereits eine starke Vorbe-
lastung auf.

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des Plange-
bietes und der näheren Umgebung einge-
schränkt, sodass der Geltungsbereich aktu-
ell nur eine geringe ökologische Wertigkeit 
für Tiere und Pflanzen besitzt. Das Gebiet 
hat nach derzeitigem Kenntnisstand über 
den beschriebenen Bestand hinaus keine 
besondere naturschutzfachliche oder ökolo-
gische Bedeutung. Von dem Planvorhaben 
sind keine gesetzlich geschützten Biotope, 
FFH-Lebensraumtypen und bestandsgefähr-
deten Biotoptypen oder Tier- und Pflanzen-
arten betroffen. Es kommen ebenfalls keine 
Tier- oder Pflanzenarten mit Ausnahme der 
untersuchten Tier- und Pflanzenarten mit 
besonderem Schutzstatus vor, sodass der 
geplanten Nutzungen auch keine arten-
schutzrechtlichen Belange entgegenstehen. 
Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch das 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Vorhaben nicht negativ beeinträchtigt wer-
den. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken. Den umliegenden Anliegern wird 
folglich kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. In-
sofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft, auch ihrer mittelständi-
schen Struktur im Interesse einer ver-
brauchernahen Versorgung der Bevöl-
kerung sowie auf die Belange der Er-
haltung, Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen

In der Bauleitplanung sind die wirtschaftli-
chen Belange in erster Linie durch ein aus-
reichendes, den wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entsprechendes Flächenangebot zu be-
rücksichtigen.

Daneben spielt auch die Bereitstellung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen eine wichtige 
Rolle. Diesen Interessen trägt der vorliegen-
de vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Rechnung. Durch die Erweiterung der Ver-
kaufsfläche von ca. 951 qm auf maximal 
1.000 qm kann von einer langfristigen Si-
cherung der vorhandenen Arbeitsplätze 
ausgegangen werden.

Mit der Realisierung des Vorhabens wird 
der Standort der ALDI-Filiale für die nächs-
ten Jahre gesichert.

Dies ist für die Landeshauptstadt Saarbrü-
cken von großer Bedeutung, um ein umfas-
sendes Versorgungsangebot im Lebensmit-
telbereich für die Bevölkerung und das Ein-
zugsgebiet zu gewährleisten. 

Das Vorhaben hat keine negativen Auswir-
kungen auf die landesplanerischen Zielfest-
legungen des Landesentwicklungsplans 
und des Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
der Landeshauptstadt Saarbrücken.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt 
wie bisher über die Hauptstraße, so dass 
keine weiteren öffentlichen Erschließungs-

anlagen erforderlich sind. Mit dem Bau bzw. 
der Bereitstellung ausreichender Flächen für 
Stellplätze wird die Organisation des ruhen-
den Verkehrs optimiert, so dass Beeinträch-
tigungen durch den ruhenden Verkehr aus-
geschlossen sind. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. An der Ver- 
und Entsorgungsinfrastruktur werden sich 
keine nennenswerten Änderungen ergeben. 
Die neu versiegelten Flächen werden ledig-
lich einen geringen Anstieg des Nieder-
schlagswasseraufkommens mit sich brin-
gen. Unter Beachtung der Kapazitäten und 
getroffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu geringfügigen  
neuen Versiegelungen durch den Neubau 
des Marktes; aufgrund des überschaubaren 
Flächenumfangs können negative Auswir-
kungen auf die Belange des Klimas jedoch 
ausgeschlossen werden.

Auswirkungen auf private Belange

Die Planung wird sich positiv auf die priva-
ten Belange auswirken. Mit Neubau des 
Marktes wird die ALDI-Filiale am Standort 
„Hauptstraße“ langfristig gestärkt und die 
Attraktivität des Standortes sichergestellt. 
Damit wird eine örtliche Versorgung der Be-
völkerung mit Gütern des täglichen Bedarfs 
gewährleistet.

Darüber hinaus wird ein Beitrag zum grund-
zentralen Versorgungsauftrag der Landes-
hauptstadt Saarbrücken geleistet.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu berück-
sichtigenden Belange werden nach jetzi-
gem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 

gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden vorhabenbezo- 
genen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes

•	 Langfristige Sicherung des Versorgungs-
standortes

•	 Planungsrechtliche Absicherung der ge-
planten Erweiterung der Verkaufsfläche

•	 Keine entgegenstehenden naturschutz-
rechtlichen Vorgaben

•	 Keine umweltschützenden Belange be-
troffen

•	 Geringer Erschließungsaufwand und 
keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine negativen Auswirkungen auf den 
Verkehr

•	 Langfristige Sicherung von Arbeitsplät-
zen

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

•	 moderner, zukunftsfähiger Gebäudetyp 
und stärkere Durchgrünung des Plange-
bietes

Argumente gegen die Verabschie-
dung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund der genannten Argu-
mente, die für die Planung sprechen, kommt 
die Landeshauptstadt Saarbrücken zu dem 
Ergebnis, dass der Umsetzung der Planung 
nichts entgegensteht.
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Anhang

Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 3c UVPG i.V.m. Anlage 1 u. 2 zum UVPG

Nr. Kriterium Beschreibung

1. Merkmale des Vorhabens

Die Merkmale eines Vorhabens sind insbesonde-
re hinsichtlich folgender Kriterien zu beurteilen:

1.1 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorha-
bens und, soweit relevant, der Abrissarbeiten

•	 Geltungsbereich des Bebauungsplanes: ca. 6.250 qm 

•	 Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes: max. 1.000 qm

•	 der ca. 75 Stellplätze umfassende Kundenparkplatz wird über einen 
zentralen Ein- und Ausfahrtsbereich zur Hauptstraße ( L.II.O. 261) 
erschlossen

•	 maximal im Rahmen der Realisierung des Planvorhabens versiegel-
te Fläche (Gebäude samt Stellplatzflächen und Zuwegungen): ca. 
5.000 qm

1.2 Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder 
zugelassenen Vorhaben und Tätigkeiten

Das Plangebiet und dessen Umfeld ist bereits größtenteils versiegelt  
und wird entsprechend genutzt. An der Zusammensetzung der Nut-
zungen werden keine Änderungen vorgenommen. Die Intensität der 
Nutzung wird das zulässige Maß nicht überschreiten.

1.3 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere 
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und bio-
logische Vielfalt

Die vorliegende Planung eröffnet die Möglichkeit zur Erweiterung der 
Verkaufsfläche durch Neubau eines bereits am Standort bestehenden 
Lebensmittelmarktes. Aufgrund des bereits vorhandenen starken Ver-
siegelungsgrades (bestehender ALDI-Markt) kommt es zu keinen um-
fangreichen Überbauungen von bisher unversiegelten Flächen. Ledig-
lich kleine Restgrünflächen werden durch den Neubau verlagert. Im 
Plangebiet stehen fast keine natürlichen Böden mehr an. Durch den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden nur geringfügige neue 
Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet. 

1.4 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Absatz 
1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

Ordnungsgemäße Entsorgung der entstehenden Abfälle und Abwässer, 
kein Anfallen von Sonderabfällen.

1.5 Umweltverschmutzung und Belästigungen Durch Ansiedlung von Einzelhandelsmärkten kommt es grundsätzlich 
zu einem verstärkten Verkehrsaufkommen (Lieferverkehr per LKW, Kun-
denverkehr per PKW). Bei der vorliegenden Planung handelt es sich 
nur um eine Verkaufsflächenerweiterung von aktuell ca. 951 qm auf 
maximal 1.000 qm Verkaufsfläche. Die Erweiterung dient insbesondere 
der Optimierung betrieblicher Abläufe sowie der Verbesserung der Wa-
renpräsentation und Barrierefreiheit. Mit einer erheblichen Erhöhung 
des Kundenaufkommens und einer damit einhergehenden Zunahme 
der Geräuschentwicklung ist nicht zu rechnen. 

Insgesamt betrachtet handelt es sich um einen langjährig etablierten 
und seitens der Bevölkerung gut angenommenen Lebensmittelmarkt, 
der durch eine qualitative und quantitative Neuordnung zukunftsfähig 
gemacht werden soll. Die Fläche war bereits zuvor gewerblich genutzt 
und ist stark versiegelt, weshalb erhebliche Umweltverschmutzungen 
und Belästigungen ausgeschlossen werden können. Der Status quo 
wird nicht geändert. Aktuell ist keine Umweltverschmutzung und Be-
lästigung bekannt.
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1.6 Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastro-
phen, die für das Vorhaben von Bedeutung sind, 
einschließlich der Störfälle, Unfälle und Katastro-
phen, die wissenschaftlichen Erkenntnissen zu-
folge durch den Klimawandel bedingt sind, ins-
besondere mit Blick auf:

1.6.1 verwendete Stoffe und Technologien Es liegt kein planungsbedingtes Risiko für Störfälle, Unfälle und Katast-
rophen durch verwendete Stoffe und Technologien vor.

1.6.2 die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im 
Sinne des § 2 Abs. 7 der Störfall-Verordnung, ins-
besondere aufgrund seiner Verwirklichung inner-
halb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu 
Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Absatz 5a des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Es liegt kein planungsbedingtes Risiko für Störfälle im Sinne des § 2 
Abs. 7 der Störfall-Verordnung vor.

1.7 Risiken für die menschliche Gesundheit, z.B. 
durch Verunreinigung von Wasser oder Luft

Es liegt kein planungsbedingtes Risiko für die menschliche Gesundheit 
vor.

2. Standort des Vorhabens

Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebiets, 
das durch ein Vorhaben möglicherweise be-
einträchtigt wird, ist insbesondere hinsichtlich 
folgender Nutzungs- und Schutzkriterien unter 
Berücksichtigung der Kumulierung mit anderen 
Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungs-
bereich zu beurteilen:

2.1 bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere 
als Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, 
forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für 
sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzun-
gen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskri-
terien),

Der Geltungsbereich liegt im Stadtteil Gersweiler, angrenzend zur sehr 
stark befahrenen Hauptstraße (L.II.O. 261) und Bahntrasse sowie Bun-
desautobahn A 620. Das Plangebiet dient ausschließlich der Einzelhan-
delsnutzung. Die direkte Umgebung des Geltungsbereiches ist durch 
gemischte Nutzungen und eine Tankstelle geprägt. Bei dem Gebiet 
handelt sich um einen etablierten Versorgungsstandort für die Landes-
hauptstadt Saarbrücken. Verkehrlich ist der Standort über die Haupt-
straße angebunden. 

2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenera-
tionsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbe-
sondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Vielfalt, des Gebiets und 
seines Untergrunds (Qualitätskriterien),

Der Planungsraum ist bereits großflächig versiegelt und somit anth-
ropogen stark überprägt. Der ursprüngliche Charakter der Landschaft 
fehlt. 

2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer 
Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art 
und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen 
Schutzes (Schutzkriterien)

2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 
8 des Bundesnaturschutzgesetzes

Es liegen keine Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung im Einfluss-
bereich des Planvorhabens. 

2.3.2 Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 
2.3.1 erfasst

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmonumente 
nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, so-
weit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 
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2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzge-
biete gemäß den §§ 25 und 26 des Bundesnatur-
schutzgesetzes,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnatur-
schutzgesetzes,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile, einschließ-
lich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutz-
gesetzes,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des 
Bundesnaturschutzgesetzes,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaus-
haltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete nach 
§ 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Ri-
sikogebiete nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete 
nach § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes,

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort und im Nahbereich nicht 
vorhanden. 

2.3.9 Gebiete, in denen die in Vorschriften der Euro-
päischen Union festgelegten Umweltqualitäts-
normen bereits überschritten sind,

Das Plangebiet gehört nicht zu derartigen Gebieten.

2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbe-
sondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes,

Der Standort des Vorhabens liegt in Saarbrücken, das im Landesent-
wicklungsplan (Teilabschnitt Siedlung) als Oberzentrum ausgewiesen 
ist.

2.3.11 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete 
Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmä-
ler oder Gebiete, die von der durch die Länder 
bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäo-
logisch bedeutende Landschaften eingestuft 
worden sind.

An dem vom Vorhaben betroffenen Standort nicht vorhanden.

3. Merkmale der möglichen Auswirkungen

Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines 
Vorhabens sind anhand der unter den Nummern 
1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; ins-
besondere ist Folgendem Rechnung zu tragen:

3.1 der Art und dem Ausmaß der Auswirkungen, ins-
besondere, welches geographische Gebiet be-
troffen ist und wie viele Personen von den Aus-
wirkungen voraussichtlich betroffen sind,

Auswirkungen im Zuge des Neubaus des Bestandsgebäudes und der 
Stellplatzverlegung werden sich schwerpunktmäßig auf das direkte 
Umfeld des Standortes beschränken.
Durch Kunden- und Lieferverkehr verursachte Lärmemissionen werden 
sich weitgehend auf den Standort selbst sowie sein direktes Umfeld 
(gemischte Nutzung) beschränken.

3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter 
der Auswirkungen,

Es sind keine grenzüberschreitenden Auswirkungen zu erwarten.

3.3 der Schwere und der Komplexität der Auswirkun-
gen,

Die Schwere und Komplexität der Auswirkungen sind aufgrund des 
bereits vorhandenen Bestandes als gering zu bewerten. Als relevanter 
„Eingriff“ findet lediglich die Überbauung kleinerer Grünflächen statt.

3.4 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen, Alle Auswirkungen der Planung können z.T. durch die Erweiterung, v.a. 
durch den bereits bestehenden Betrieb des Lebensmittelmarktes poten-
ziell auftreten.
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3.5 dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens 
sowie der Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit 
der Auswirkungen,

Im Rahmen der Bauphase auftretende Auswirkungen (z.B. Baulärm) 
beschränken sich auf den Zeitraum der Bauarbeiten. Das Verkehrsauf-
kommen durch Kunden- und Lieferverkehr wird sich nicht erhöhen, da 
es zu keiner Sortimentserweiterung des Marktes kommt. 
Bzgl. der Dauer dieser Auswirkungen kann keine Prognose getroffen 
werden; der Lebensmittelmarkt soll durch die vorliegende Planung 
langfristig gesichert werden, weshalb in den kommenden Jahren nicht 
mit einer Einstellung der dort vorgesehenen Nutzungen und damit ver-
bunden mit einem Ausbleiben der Auswirkungen gerechnet werden 
kann. Die Darstellung als Mischgebiet im Flächennutzungsplan erlaubt 
bereits heute eine gewerbliche Nutzung.

3.6 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit 
den Auswirkungen anderer bestehender oder zu-
gelassener Vorhaben,

Die Erweiterung des bestehenden ALDI-Marktes wird lediglich zu einer 
geringfügigen Veränderung des Status Quo im Plangebiet selbst füh-
ren. Das Bauplanungsrecht im Umfeld bleibt unangetastet.

3.7 der Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu 
vermindern.

Die bauliche Erweiterung des bestehenden ALDI-Marktes durch Neu-
bau ist notwendig um den Standort langfristig zu sichern. Flächen, die 
nicht für den Neubau selbst oder Anlage von Stellplätzen und Errich-
tung der Bushaltestelle benötigt werden, werden als private Grünflä-
chen festgesetzt um den Eingriff in die Natur und Landschaft auf das 
notwendige Maß zu reduzieren.




